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Die Zukunft der Beziehungen zwischen der  




Vor kurzem ist in Wien das Vierte 
Gipfeltreffen der Staats- und Re-
gierungschefs der Europäischen U-
nion, Lateinamerikas und der Ka-
ribik zu Ende gegangen. Obschon 
die diesjährige Zusammenkunft ei-
ne bedeutende Anzahl von Staats- 
und Regierungschefs zusammen-
führte – insgesamt 53 – und die seit 
dem Wiener Kongress größte je in 
der österreichischen Hauptstadt or-
ganisierte Konferenz darstellte, wa-
ren die Erwartungen im Vorfeld 
nicht sonderlich hoch, und am Ende 
erfüllten sich die Voraussagen. 
Die EU erkannte das Risiko eines 
Scheiterns frühzeitig und verlegte 
eine wichtige Ankündigung auf den 
Beginn des Gipfels. Diese betraf die 
Einrichtung eines vier Milliarden Eu-
ro umfassenden Fonds zur Finan-
zierung von Infrastrukturprojekten 
in Lateinamerika, der auch heran-
gezogen werden kann, um Investi-
tionen europäischer Unternehmen 
in dieser ausgedehnten Entwick-
lungsregion zu fördern. Die EU woll-
te mit dieser frühen Ankündigung 
ein positives Klima schaffen und da-
zu beitragen, die zunehmenden 
Zweifel an ihrem tatsächlichen Inte-
resse an einer strategischen Part-
nerschaft mit Lateinamerika und 
der Karibik zu zerstreuen. Trotzdem 
lassen die – aus der Perspektive La-
teinamerikas und besonders der 
Mitgliedsstaaten des MERCOSUR – 
für sich alleine betrachtet wenig op-
timistischen Erwartungen die Frage 
aufkommen, ob in Zukunft damit 
fortgefahren werden kann, im 
Rahmen der Gipfeltreffen Staaten 
zusammenzuführen, die ihre ge-
genseitigen Bindungen als immer 
entfernter betrachten. Dies betrifft 
sowohl die neuen Mitgliedsländer 
der EU in Osteuropa, deren Interes-
sen weit von Lateinamerika entfernt 
liegen, als auch die Lateinamerika-
ner selbst, deren zukünftige euro-
päische Agenda vom ungewissen 
Ausgang der globalen Verhandlun-
gen im Rahmen der WTO abhängig 
ist. Gleichzeitig üben die USA ge-
mäß ihren eigenen politischen Prä-
ferenzen für bestimmte Regierun-
gen Druck aus und fördern damit 
innere Spaltungen noch zusätzlich. 
Um eine Bilanz des Wiener Gipfels 
zu ziehen und die Frage zu beant-
worten, wie die Beziehungen zwi-
schen Europa und Lateinamerika 
wieder verbessert und mit einem 
neuen Kooperationsgeist ausges-
tattet werden können, ist es not-
wendig, strukturelle Elemente der 
internationalen Ordnung zu berück-
sichtigen und die wechselseitigen 
negativen (und zum großen Teil 
fehlerhaften) Bilder und Wahrneh-
mungen zu korrigieren. Zugleich ist 
es erforderlich, die Vergangenheit 
einer objektiven Prüfung zu unter-
ziehen und Zukunftsszenarien zu 
entwickeln, die diese Wahrnehmun-
gen ebenso verändern wie die Ziel-
bestimmung der wechselseitigen 
Beziehungen. 
Darüber hinaus zeigen der vor kur-
zem erfolgte Austritt Venezuelas 
aus der Andengemeinschaft und 
das Bestreben dieses Landes, Voll-
mitglied des MERCOSUR zu werden, 
Nach dem Wiener 
Gipfel EU – La-
teinamerika ist 
danach zu fragen, 
ob damit fortge-
fahren werden 





gen Bindungen als 
immer entfernter 
betrachten. 
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dass der mit dem Vertrag von  
Asunción geschaffene Verbund trotz 
seiner derzeitigen internen Proble-
me ein politischer und wirtschaftli-
cher Block ist, dessen Bedeutung 
zunimmt. Daher wird es keine stra-
tegischen Abkommen zwischen bei-
den Regionen geben, solange sich 
die Europäische Union und der 
MERCOSUR nicht mit konkreten 
Handlungen zum erklärten Ziel der 
strategischen Partnerschaft vor-
wärts bewegen. 
Lateinamerika ist keine homogene 
Region. Diese Tatsache wird die 
Formulierung differenzierter Strate-
gien nötig machen. Selbstverständ-
lich können die Beziehungen zwi-
schen der EU und den Blöcken und 
Ländern Lateinamerikas und der 
Karibik nicht angegangen werden, 
ohne die erheblichen Probleme zu 
berücksichtigen, denen diese Län-
der gemeinsam gegenüber stehen. 
Dazu gehören Armut, Ungleichheit, 
ein in vielen Ländern zerbrechlicher 
sozialer Zusammenhalt, die Stär-
kung der partizipativen Demokratie 
sowie die Herausforderungen einer 
nachhaltigen Entwicklung, die – dies 
zeigt der gegenwärtige Konflikt zwi-
schen Uruguay und Argentinien um 
den Bau von zwei Papierfabriken – 
in Widerspruch zur Notwendigkeit 
geraten können, Arbeitsplätze zu 
schaffen. Selbstverständlich sollte 
auch kein Land von einer größt-
möglichen Zusammenarbeit zwi-
schen Europa und Lateinamerika 
ausgeschlossen bleiben. Aber 
gleichzeitig ist es nicht möglich, sich 
eine bilaterale Agenda zwischen 
beiden Regionen vorzustellen, die 
auf die bestehenden Unterschiede 
innerhalb Lateinamerikas und der 
Karibik sowie auf die Rolle der Ver-
einigten Staaten in den intra- und 
extraregionalen Beziehungen der 
Länder der amerikanischen Hemi-
sphäre keine Rücksicht nimmt. 
Eine letzte Bemerkung betrifft die 
Frage der Wahrnehmung. Wir, die 
wir uns mit den internationalen Be-
ziehungen auseinandersetzen (Wis-
senschaftler, Diplomaten, Experten) 
wissen, dass das Thema der Wahr-
nehmungen in diesem Arbeitsgebiet 
außerordentlich wichtig ist. Im Fall 
der Beziehungen EU-Lateinamerika 
bestehen auf beiden Seiten unter-
schiedliche und falsche Wahrneh-
mungen, die zum Wohl der wech-
selseitigen Beziehungen unbedingt 
verändert werden müssen. Die EU 
argumentiert – vielleicht als Recht-
fertigung ihrer Bereitschaft, auf 
dem Weg der strategischen Part-
nerschaft nur langsam vorwärts zu 
gehen – dass unsere Region in den 
Fragen der Demokratisierung und 
der Flexibilisierung der Gesetzge-
bung im Hinblick auf den freien 
Markt und in ihrem Integrationspro-
zess nur spärliche Fortschritte ge-
macht habe. Lateinamerika seiner-
seits gibt zu verstehen, dass die EU 
wenig oder geringes Interesse an 
der Region gezeigt habe, was am 
impasse der Wirtschaftsverhand-
lungen deutlich werde. 
Ich denke, dass beide Wahrneh-
mungen verzerrt und fehlerhaft sind 
und dass eine gemeinsame An-
strengung nötig ist, um sie in einem 
positiven Sinn zu verändern. Die EU 
hat nicht beachtet, dass sich in un-
serer Region in den letzten Jahren 
viele Dinge gewandelt haben. Die 
politische Bühne hat sich wesentlich 
verändert. Niemand kann leugnen – 
unabhängig davon, ob er die Politik 
oder die Ideologie des politischen 
Diskurses bestimmter Regierungen 
teilt – dass in mehreren lateiname-
rikanischen Ländern im Prozess der 
Demokratisierung und der Partizi-
Im Fall der Bezie-
hungen EU-
Lateinamerika be-
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pation sozialer und ethnischer 
Gruppen, die heute (in einigen Fäl-
len zum ersten Mal in ihrer Ge-
schichte) Einfluss auf die Gestaltung 
der öffentlichen Politik ausüben, 
Fortschritte gemacht worden sind. 
Dies trifft beispielsweise auf Bolivien 
zu, wo heute majoritäre und traditi-
onell von der politischen Teilnahme 
ausgeschlossene Sektoren die poli-
tische Entscheidungsfindung in er-
heblichem Maße beeinflussen, auf 
Venezuela, wo der Volkswille den 
Prozess der Erneuerung des politi-
schen und konstitutionellen Sys-
tems begleitet hat, und auf Brasi-
lien, wo es die benachteiligten sozi-
alen Schichten zum ersten Mal in ih-
rer Geschichte geschafft haben, ei-
nen Vertreter der Arbeiterschaft in 
das Präsidentenamt zu heben. Auch 
wenn der Gegensatz zwischen Arm 
und Reich fortbesteht, hat die von 
Argentinien und Peru erlebte Erho-
lung im Bereich des Wirtschafts-
wachstums die Fähigkeit der Völker 
zum Ausdruck gebracht, sich den 
Herausforderungen der Entwicklung 
zu stellen und Fehler zu überwin-
den. 
Die EU legte den Schwerpunkt auf 
Reformen und förderte insbesonde-
re diejenigen, die den freien Markt 
begünstigten und den Mangel an 
sozialer Gerechtigkeit bekämpften. 
Allerdings muss man sich ins Ge-
dächtnis rufen, dass während der 
letzten Jahre – auch wenn die EU 
immer wieder ihre Unterstützung 
für regionale Integrationsprozesse 
verkündet hat – von verschiedenen 
europäischen Regierungen und in 
gewisser Weise auch von der EU 
selbst Programme der wirtschaftli-
chen Öffnung, Deregulierung, Priva-
tisierung und Strukturanpassung 
unterstützt wurden, die in vielen la-
teinamerikanischen Ländern außer-
ordentlich negative soziale und wirt-
schaftliche Wirkungen nach sich zo-
gen und in einigen Fällen sogar zum 
Sturz der jeweiligen Regierungen 
führten, wie dies in Argentinien, Bo-
livien und Ecuador der Fall war. Aus 
diesen Privatisierungs- und Liberali-
sierungsprozessen zogen die gro-
ßen europäischen Unternehmen 
Nutzen (insbesondere in Argenti-
nien), während die EU nur mit Me-
xiko und Chile Freihandelsabkom-
men abschloss, genau mit den bei-
den Ländern also, in denen die skiz-
zierte Politik am längsten ange-
wandt wurde. Hinzu kommt die so 
gut wie abgeschlossene Verhand-
lung eines Freihandelsvertrages mit 
den Ländern Zentralamerikas, die 
ebenso wie Chile und Mexiko bereits 
Freihandelsabkommen mit den USA 
eingegangen sind. Dies zeigt, dass 
die EU in der Region den USA folgt 
und nicht dazu beiträgt, hinsichtlich 
der Gestaltung ihrer eigenen glo-
balen strategischen Agenda den 
Eindruck von Autonomie zu ver-
mitteln. 
Auf lateinamerikanischer Seite wur-
de den Mitteilungen, mit denen die 
Kommission den Rat und das Euro-
päische Parlament dazu drängte, 
den Dialog und den Aufbau der 
„strategischen Partnerschaft“ zu 
vertiefen, nicht genügend Rechnung 
getragen. Außerdem haben die la-
teinamerikanischen Länder in ihrer 
Mehrheit und vor allem diejenigen 
des MERCOSUR den Dialog und die 
Verhandlungen einseitig auf die 
wirtschaftlichen Fragen ausgerichtet 
– in denen bis zum heutigen Tag 
der Erfolg ausgeblieben ist – und 
damit andere für die internationale 
Positionierung Lateinamerikas wich-
tige Punkte vernachlässigt. 
Dies zeigt, dass 
die EU in der Re-
gion den USA 
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Gewiss muss unsere Region ihre 
defizitäre Handelsbilanz verbessern. 
Möglichkeiten dazu bestehen im  
Agrarhandel, der heute von der 
gemeinsamen Agrarpolitik der EU 
gehemmt wird. Es ist vorhersehbar, 
dass es in diesem Bereich nicht zu 
einer größeren Öffnung kommen 
wird. Allerdings besteht auch die 
Möglichkeit, dass eine umfassen-
dere Sicht der Zusammenarbeit die 
Voraussetzungen für Fortschritte in 
anderen, für die Entwicklung La-
teinamerikas ebenso wichtigen Be-
reichen schaffen kann. Diese Fragen 
werden wir in den folgenden Kapi-
teln analysieren. 
Das ungleiche Machtverhält-
nis zwischen den beiden 
Handlungsträgern 
Trotz bedeutender Unterschiede im 
Entwicklungsstand der verschiede-
nen Länder der Region bilden La-
teinamerika und die Karibik ein Ge-
biet, das als Ganzes ein Teil des his-
torisch-geografischen Prozesses der 
europäischen Expansion darstellt. 
Im Verlauf der Jahrhunderte haben 
zwei Probleme die Wesensart der 
Verbindungen mit Europa deutlich 
gemacht: ein strukturelles Problem, 
das von der Perspektive der inter-
nationalen Ordnung und der Grund-
mechanik des globalen Kapitalismus 
aus bewertet werden muss und das 
sich – so die Perspektive des latein-
amerikanischen Strukturalismus – 
zu einer Zentrum-Peripherie-Bezie-
hung von Entwicklung und Unter-
entwicklung wandelte1, und ein poli-
tisches Problem, das sich in der Pri-
orität, die jede Region in der Inte-
ressenkonstellation der anderen be-
sitzt, widerspiegelt. Das Ziel der 
                                                     
1  Zur Interpretation des lateinameri-
kanischen Strukturalismus vgl. Pre-
bisch 1963 und Furtado 1961. Für ei-
ne aktuelle Betrachtung vgl. Bernal-
Meza 1994, 2000 und 2005a. 
neuen Etappe, die sich von der 
Auswertung der Resultate des Wie-
ner Gipfels aus auftun könnte, muss 
sein, die beiden Grundprobleme zu 
lösen und aus der Rhetorik der bi-
regionalen strategischen Partner-
schaft ein Programm mit konkreten 
Fortschritten zu machen. 
Die derzeitige internationale Ord-
nung konfrontiert die Länder La-
teinamerikas mit Risiken und Her-
ausforderungen, die sich aus der 
politischen und wirtschaftlichen 
Konstellation herleiten. Diese Her-
ausforderungen, die in globalen 
Spannungen zum Ausdruck kom-
men (Sicherheit, Handel, Finanzen), 
machen eine Tatsache offenkundig: 
Lateinamerika verfügt gegenüber 
dieser Situation nur über geringe 
Einwirkungs- und Gestaltungsmög-
lichkeiten. Da die Struktur des Han-
dels zwischen entwickelten Ländern 
und Entwicklungsländern sehr un-
gleich ist, stellen regionale Wirt-
schaftsverbindungen von Gruppen 
von Entwicklungsländern – wie der 
MERCOSUR – weder für die EU 
noch für die USA ein ernstzuneh-
mendes Gegengewicht dar. Aus 
diesem Grund interessieren sich die 
entwickelten Länder in ihrer Mehr-
heit nicht für die von Entwicklungs-
ländern gebildeten regionalen Blö-
cke. Umgekehrt stoßen in den Ent-
wicklungsländern die Veränderung 
der Handelsströme und die Investi-
tionen Europas und der USA auf In-
teresse und Besorgnis. Für Europa 
und die USA besetzt Lateinamerika 
nur untergeordnete außenpolitische 
Priorität, auch wenn in einigen Län-
dern, insbesondere in Spanien, ein 
Interesse daran besteht, die wirt-
schaftlichen und politischen Bezie-
hungen mit bestimmten Ländern 
(Chile, Argentinien, Venezuela) zu 
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Dessen ungeachtet kann Latein-
amerika infolge seiner führenden 
Rolle in der „Gruppe der 20“ bei den 
internationalen Wirtschaftsverhand-
lungen im Rahmen der Welt-
handelsorganisation WTO eine nicht 
zu unterschätzende Rolle spielen. 
Auch das Zustandekommen oder 
Scheitern einer Freihandelszone der 
Amerikas (ALCA/FTAA) kann La-
teinamerika beeinflussen, und 
selbst im Rahmen der Verhandlun-
gen mit der EU verfügt es über ge-
wisse Druckmöglichkeiten. Während 
es die USA vorziehen, mit den Län-
dern der Region einzeln zu verhan-
deln, spricht sich die Europäische 
Union für die Bildung regionaler 
Blöcke wie des MERCOSUR aus, 
auch wenn dies nicht automatisch 
bedeutet, dass biregionale Abkom-
men einfach zu erreichen sind. 
Das Scheitern der WTO-Konferenz 
in Cancún (2003) und der schlep-
pende Verlauf der bilateralen Ver-
handlungen zwischen dem MERCO-
SUR und der Europäischen Union 
sowie die Unterzeichnung von Frei-
handelsabkommen zwischen den 
USA und zahlreichen Ländern der 
Region (Mexiko, Chile, Länder Zent-
ralamerikas und Andenländer) soll-
ten in jedem der beiden Blöcke zu 
einer Überprüfung der Politik und 
zur Analyse der Fähigkeiten und 
Möglichkeiten zur Gestaltung der in-
ternationalen Beziehungen und der 
Block-zu-Block-Beziehungen führen. 
Die Tatsache, dass selbst Uruguay, 
ein traditionell an Europa ausgerich-
tetes Land, das gegenwärtig eine 
Linksregierung hat, die Möglichkeit 
eines Freihandelsvertrages mit den 
USA in Betracht zieht, macht gleich-
zeitig die Schwierigkeiten beim Auf-
bau des MERCOSUR und den unbe-
friedigenden Stand der Beziehun-
gen dieser Gruppe mit der Europäi-
schen Union deutlich. 
Eine kurze Standort-
bestimmung 
Die Veränderungen, die durch den 
Prozess der Globalisierung und das 
Ende der bipolaren Ordnung in der 
Weltwirtschaft und in der internati-
onalen Politik eingetreten sind, ha-
ben die unterschiedlichen Macht-
verhältnisse zwischen der Europäi-
schen Union und Lateinamerika ver-
tieft;2 die Ungleichheit zwischen bei-
den Regionen hat sich verstärkt. 
Gleichzeitig ist die Bedeutung der 
Dynamik der regionalen Integration 
und der Integration zwischen den 
Regionen immer stärker in den 
Vordergrund gerückt. Die zuneh-
menden Interdependenzen (Nord-
Nord) und Abhängigkeiten (Nord-
Süd) im Bereich der internationalen 
Politik verdeutlichen, dass es immer 
schwieriger wird, Probleme auf eine 
nationale oder binationale Ebene zu 
beschränken, da ihre supranatio-
nale Dimension stets zunimmt. 
Der beachtliche Optimismus hin-
sichtlich der Zukunft der europä-
isch-lateinamerikanischen Bezie-
hungen wurde in den 90er Jahren 
von einer immer enttäuschteren 
und pessimistischeren Wahrneh-
mung abgelöst. Dieser Wandel legt 
die jeweiligen Ambitionen ebenso 
offen wie das Gewicht der ausge-
prägten Asymmetrie im wirtschaftli-
chen Bereich. Das Resultat der auf 
die Madrider Verträge folgenden 
zehnjährigen Verhandlungen zeigt, 
dass das Ziel – es verband die stra-
tegische Partnerschaft mit dem bi-
regionalen Freihandel – entweder 
zu ehrgeizig oder angesichts der 
Leistungsfähigkeit der Verhand-
lungsmechanismen zu wenig realis-
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tisch war. Aber die Verhandlungen 
verlegten die Analyse der bilatera-
len Beziehungen auch auf eine viel-
leicht nicht vorgesehene Stufe und 
machten die zunehmende Macht 
des MERCOSUR und den Mangel an 
politischer Führung und Entschei-
dungskraft in der EU im Hinblick auf 
eine Einbeziehung Lateinamerikas 
als Stütze der globalen Strategien 
der Union deutlich. 
Der Handel zwischen der Europäi-
schen Union und Lateinamerika und 
der Karibik ist zurückgegangen,  
ebenso wie der Anteil Lateinameri-
kas am gemeinschaftlichen Außen-
handel der EU. Lateinamerika be-
sitzt gegenwärtig für Europa eine 
äußerst geringe Priorität. Allerdings 
wäre es falsch, sich von einer wenig 
günstigen Konjunktur zu der 
Schlussfolgerung verleiten zu las-
sen, dass diese Beziehungen keine 
Zukunft haben (van Klaveren 
2003). Die EU bleibt der zweitwich-
tigste Handelspartner Lateinameri-
kas, während sie für den MERCO-
SUR, die Andengemeinschaft und 
Chile den wichtigsten darstellt.  
Ebenso ist die EU der wichtigste 
ausländische Investor in der Region 
und die Hauptquelle der Ent-
wicklungszusammenarbeit. Aus de-
mografischen, kulturellen und an-
deren Gründen bleibt eine struk-
turelle Komplementarität bestehen, 
die offensichtlich mit Europa we-
sentlich größer ist als mit Nordame-
rika. 
Da der MERCOSUR als wichtigster 
Akteur auf dem Weg zu einem wei-
tergehenden Abkommen zwischen 
der EU und ganz Lateinamerika be-
trachtet werden kann, bilden die 
Verhandlungen eines Freihan-
delsvertrages zwischen der Union 
und diesem Block die zentrale Ach-
se des impasse. Der schleppende 
Verlauf dieser Verhandlungen ver-
stärkt tendenziell die negativen 
Wahrnehmungen auf beiden Seiten. 
Eine Reihe von relevanten Elemen-
ten auf beiden Seiten weist darauf 
hin, dass es möglich ist, diese wenig 
günstige Konjunktur hinter sich zu 
lassen und die Beziehungen in die 
Richtung der Erfüllung des Haupt-
zieles des Gipfels von Rio de Janeiro 
(1999) – eine strategische Partner-
schaft zwischen beiden Regionen 
auf der Grundlage gemeinsamer 
Werte – weiterzuentwickeln. Eine 
Überprüfung der aktuellen Situation 
zeigt Defizite und Möglichkeiten. Die 
einen wie die anderen kennzeichnen 
Richtungen für die nun anzugehen-
den Schritte. 
Die erste gemeinsame Aufgabe ist – 
im Zusammenhang mit der globa-
len Regierbarkeit – die Förderung 
des Multilateralismus durch ge-
meinsame Regeln und die Etablie-
rung internationaler Institutionen 
und Mechanismen, die den negati-
ven Parametern einer zersplitterten 
und konfliktträchtigen Welt etwas 
entgegensetzen. Beide Regionen 
besitzen ein gemeinsames kulturel-
les Erbe und Traditionen, die es ih-
nen erlauben, die Verteidigung der 
demokratischen Werte, den Re-
spekt der Menschenrechte, die per-
sönlichen Freiheiten und die Prinzi-
pien des Rechtsstaates zu fördern, 
zu verbreiten und zu entwickeln. 
Wie ein chilenischer Wissenschaftler 
und Diplomat festgestellt hat, „be-
steht die Grundlage, auf denen die 
interregionalen Verbindungen beru-
hen, relativ solide fort, vor allem in 
einer langfristigen Perspektive. Die 
großen Identitäten, die als Basis der 
Beziehungen zwischen den beiden 
Regionen im Bereich der Politik, der 
Wirtschaft, der Kultur und der Au-
ßenpolitik dienen, bleiben ebenso 
Die erste gemein-
same Aufgabe ist 
– im Zusammen-
hang mit der glo-
balen Regierbar-
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gegenwärtig. Trotz aller Unzuläng-
lichkeiten und Probleme ist Latein-
amerika nach wie vor diejenige Re-
gion der Welt, die auf dem Gebiet 
der demokratischen Werte und der 
Menschenrechte die größten Über-
einstimmungen mit Europa auf-
weist.“ (van Klaveren 2003) Auf 
diese Aspekte und den Multilatera-
lismus hat die Kommission jüngst in 
einem Dokument hingewiesen;3 sie 
alle sind von universeller Tragweite. 
Die Geschehnisse, die sich derzeit 
auf der internationalen Bühne zu-
tragen und Züge einer Konfronta-
tion zwischen Teilen des entwickel-
ten Westens und der islamischen 
Welt aufweisen, unterstreichen die 
objektive Tatsache, dass Latein-
amerika die einzige Entwicklungsre-
gion der Welt ist, die die Kultur und 
die Traditionen Westeuropas teilt. 
Kein einziges Land dieser Region 
verursacht in der internationalen 
Agenda ernsthafte Probleme, die 
Europa Sorgen bereiten würden, 
wie zum Beispiel Einwanderungs-
druck, Terrorismus, Verbreitung von 
atomaren, chemischen und biologi-
schen Waffen oder Konflikte reli-
giös-kultureller Art. 
Die Merkmale der biregiona-
len Beziehungen 
Eine Synthese der biregionalen Be-
ziehungen zwischen Lateinamerika 
und der EU könnte folgendermaßen 
ausgedrückt werden: umfassende, 
aber im Niedergang begriffene poli-
                                                     
3  Vgl. Comisión (2005): „Es ist schwie-
rig, eine andere Weltregion auszu-
machen, mit der derartig viele Grün-
de für den Aufbau einer wirklichen Al-
lianz bestehen“, steht in der Ein-
leitung des Dokumentes. Auch wenn 
dies objektiv zutreffen mag, ist doch 
zu fragen, ob diejenigen europä-
ischen Länder, die nicht zögerten, 
Truppen in den Irak zu senden, wirk-
lich diese Sicht der Dinge teilen oder 
ob sie die Beziehungen zu den USA 
als vorrangig betrachten. 
tische Beziehungen, die nicht in ge-
nügend positiven wirtschaftlichen, 
handelsbezogenen und finanziellen 
Resultaten zum Ausdruck kamen, 
um in entscheidender Weise zur 
Entwicklung der Länder Lateiname-
rikas beizutragen. Der MERCOSUR 
wie auch Lateinamerika insgesamt 
weisen mit der Europäischen Union 
ein chronisches Handelsdefizit auf, 
das im Fall des „Cono Sur“ seit 
1993 besteht (Saha/Parker 2002 
und Sukup 2005). 
Auf politischer Ebene sind die Ver-
bindungen Lateinamerikas und des 
MERCOSUR mit der EU im Allge-
meinen enger und kooperativer als 
diejenigen, die die lateinamerikani-
schen Länder mit anderen Macht-
blöcken unterhalten, einmal abge-
sehen von Mexiko, Kolumbien und 
den kleinen Ländern Zentralameri-
kas. Trotz einiger Rückschritte bleibt 
die EU der wichtigste Partner des 
MERCOSUR in punkto Handel, Ent-
wicklungszusammenarbeit und po-
litischem Dialog. 
Umgekehrt allerdings umfasst der 
Anteil des MERCOSUR am Außen-
handel der EU lediglich 3%. Im Ver-
lauf der vergangenen Jahrzehnte 
fiel der Umfang des Wirtschafts-
austausches dieser Region mit Eu-
ropa um 10%, und Mexiko, das sich 
immer stärker an die USA band, 
entfernte sich ebenso vom Rest La-
teinamerikas wie von der EU. In 
Südamerika verlor Europa weniger 
Gewicht, v.a. wegen der größeren 
Komplementarität zwischen beiden 
Regionen und wegen der Expansi-
onsmöglichkeiten, die sich den eu-
ropäischen Unternehmen infolge 
der  liberalen Politiken eröffneten. 
In den 90er Jahren verdoppelten 
sich die Importe des MERCOSUR 
aus Europa, während die Handels-
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stagnierten und damit die geringe 
internationale Wettbewerbsfähigkeit 
des MERCOSUR (und Lateinameri-
kas generell) sowie die Zugangsbe-
schränkungen zum Europäischen 
Markt für Exporte aus dieser Region 
widerspiegelten (Saha/Parker 2002 
und Sukup 2005). 
Die EU und ihre Interessen in 
Lateinamerika 
Die Konstellation der globalen 
Macht- und Wirtschaftsstrukturen 
unterstreicht die Irrelevanz Latein-
amerikas. Die Region partizipiert in 
geringem Maß am Welthandel und 
die Anstrengungen der Regierungen 
zur Bekämpfung der sozialen Un-
gleichheit haben nicht die erhofften 
Resultate gezeigt. Diese Feststel-
lungen lassen die Bedeutung der 
Region im Kontext der internatio-
nalen Beziehungen der Europäi-
schen Union aus dem Blickfeld ge-
raten. 
Die Wirtschaftsmacht der EU auf 
globaler Ebene ist nach dem Ende 
des Kalten Krieges nicht mehr län-
ger eine soft power. Heute ist die 
EU einer der Hauptakteure der 
Weltwirtschaft und hat es trotz der 
internen Lage in Russland, China 
und einigen Ländern des Nahen Os-
tens geschafft, effizient ihre In-
teressen und Werte durchzusetzen. 
In dem Maße, wie sich die regulato-
rischen Fähigkeiten einzelner Staa-
ten reduzierten und der Interregio-
nalismus zu einem Schlüsselele-
ment für die Schaffung neuer Räu-
me für internationale Verhand-
lungen wurde, erwiesen sich die in-
terregionalen Kanäle für die Europä-
ische Union als nützliches Mittel, um 
die eigenen Ziele zu erreichen. Die-
se Entwicklung hin zum Interregio-
nalismus ist auch an den WTO-
Verhandlungen deutlich geworden, 
wo sich von Cancún an zum ersten 
Mal eine wichtigen Gruppe aufstre-
bender Volkswirtschaften herausbil-
dete, deren Hauptexponenten (Bra-
silien, Indien, China) einen neuen 
Block bildeten, mit dem die wich-
tigsten Wirtschaftsmächte nun ver-
handeln müssen. 
In Anlehnung an Klaus Bodemer hat 
Amalia Stuhldreher darauf hinge-
wiesen, dass die EU im Rahmen der 
Debatte über ein neues Breton 
Woods als global player theoretisch 
ein großes Interesse daran habe, 
ihre Vorstellungen einer Marktwirt-
schaft durchzusetzen, die auch so-
ziale und ökologische Belange be-
rücksichtigt. Dazu benötige sie 
Partner, und gerade Lateinamerika 
und seine subregionalen Zentren 
seien in diesem Zusammenhang 
sehr interessant, ebenso wie bei 
Fragen des Klimawandels, der Be-
drohung der Artenvielfalt, unkon-
trollierter Migrationsströme, des in-
ternationalen Terrorismus und des 
Drogenhandels (Stuhldreher 2002: 
102). 
Doch nicht nur in wirtschaftlichen 
Fragen zeigt sich, dass der Interre-
gionalismus an Bedeutung gewinnt; 
dasselbe geschieht auch in der in-
ternationalen Politik. Das Problem 
der globalen Sicherheit und Regier-
barkeit hat deutlich gemacht, dass 
den individuell handelnden Mächten 
die Fähigkeit fehlt, die Ordnung auf-
recht zu erhalten, und dass es Er-
folg versprechender ist, Regierbar-
keit über Instanzen anzustreben, in 
denen verschiedene nationale Wil-
lensäußerungen zusammenfließen. 
Ein leistungsfähiger Multilateralis-
mus kann zur Schaffung neuer in-
ternationaler Regime führen oder 
die bestehenden auf der Grundlage 
eines umfassenden Konsenses per-
fektionieren. Gewiss bedingt dies 
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chen Souveränität, ein Schritt, den 
zu gehen viele Länder nicht bereit 
sind. Trotzdem sollte die Europäi-
sche Union die Möglichkeit nutzen, 
ihre institutionelle Fähigkeit im Be-
reich der internationalen Wirt-
schaftsverhandlungen einzusetzen, 
um in denjenigen Gebieten Fort-
schritte zu erzielen, die den Ent-
wicklungsländern – und namentlich 
den Lateinamerikanern – als be-
sonders sensibel erscheinen.4 
Die EU muss sich darüber klar wer-
den, welche Rolle sie in der im Auf-
bau begriffenen Weltordnung spie-
len möchte: eine Führungsrolle bei 
der Neugestaltung der politischen 
Ökonomie übernehmen, um die 
zyklischen Finanzkrisen zu verhin-
dern, die die peripheren Wirt-
schaftsregionen erschüttern; hin-
nehmen, dass die Vereinigten Staa-
ten weiterhin die Führung der politi-
schen Beziehungen in der ganzen 
westlichen Hemisphäre auf ex-
klusive Weise wahrnehmen; das 
Bild, das Europa als „westliche Kul-
tur“ repräsentiert, aufgeben oder es 
der widersprüchlichen nordameri-
kanischen Modernität-Postmoderni-
tät überlassen und letztendlich sei-
ne Marginalisierung als wenig re-
levanter Akteur der Weltpolitik ak-
zeptieren. Wenn Lateinamerika sei-
ne Erwartungen gegenüber Europa 
verliert, werden auch andere Ent-
wicklungsregionen daraus auf einen 
fehlenden Willen der EU schließen, 
eine ihrer Wirtschaftskraft entspre-
chende relevante Rolle als internati-
onaler politischer Akteur zu über-
nehmen. 
                                                     
4  Zu den lateinamerikanischen Bemü-
hungen um bessere internationale 
Rahmenbedingungen für ihre wirt-
schaftliche Entwicklung und den Vor-
schlägen einer „neuen Welt-
wirtschaftsordnung“ vgl. Bernal-Meza 
2005a. 
Auf lateinamerikanischer Seite hat 
der MERCOSUR trotz all seiner in-
ternen Probleme mit überraschen-
der Kontinuität gezeigt, dass seine 
Mitgliedsländer fähig sind, in den in-
ternationalen Wirtschaftsverhand-
lungen mit einer Stimme aufzutre-
ten. Dies ist auf allen drei Verhand-
lungsebenen sichtbar geworden: 
WTO, ALCA und EU-Lateinamerika. 
Es ist darauf aufmerksam gemacht 
worden, dass der Interregionalis-
mus in dem Maße „ein Schlüssel-
element zur Schaffung von Hand-
lungsspielräumen und zur Stabili-
sierung der internationalen Bezie-
hungen ist“ (Stuhldreher 2002: 93), 
wie das Auftauchen neuer Blöcke 
Instanzen hervorbringt, in denen 
Willensäußerungen zusammenfin-
den, die gewichtiger sind als die in-
dividuell betrachteten. 
Neben der geringen internationalen 
Relevanz Lateinamerikas auf glo-
baler Ebene und innerhalb der In-
teressenskonstellation der Europäi-
schen Union gilt es zu berücksichti-
gen, dass die EU heute aus geogra-
fischen und anderen Gründen ihr 
Hauptaugenmerk auf andere Regi-
onen richtet: auf Osteuropa und die 
arabische Welt (von Nordafrika bis 
zum Nahen und Mittleren Osten).5 
Eine Überprüfung der in der inter-
nationalen Agenda der EU ver-
merkten strategischen und kon-
junkturellen Interessen zeigt, dass 
objektiv gesehen Lateinamerika auf 
die sechste oder siebte Stelle der 
Prioritäten verbannt worden ist und 
diesen Platz vielleicht auch weiter 
besetzen wird (Bernal-Meza/Saha 
2005). Auch wenn die EU erklärt 
hat, dass sie Lateinamerika als ei-
nen ihrer „engsten Partner“ be-
                                                     
5  Eine Frage, die von der Kommission 
ebenfalls als „Wahrnehmung“ be-
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trachte, unter denen es sogar „ei-
nen vorderen Rang“ einnehme, 
bleibt die Frage offen, ob und unter 
welchen Bedingungen der tatsächli-
che Stellenwert Lateinamerikas in 
den europäischen Prioritäten verän-
dert werden kann. 
Da das Ziel einer „strategischen 
Partnerschaft“ weiterhin Gültigkeit 
hat, besteht das Hauptproblem dar-
in, die Verhandlungsagenden der 
beiden Regionen kompatibel zu ma-
chen. Hier gibt es auf beiden Seiten 
große thematische Unterschiede. 
Während das Interesse Lateiname-
rikas an der EU im wesentlichen 
wirtschaftlicher Natur ist, hat die EU 
politische Interessen, die sich heute 
allerdings auch auf wirtschaftlicher 
Ebene ausdrücken, indem Europa 
für seine Unternehmen eine größere 
Öffnung der Märkte zu erreichen 
sucht. Wenn das beiderseitige Inte-
resse wirtschaftlicher Art ist, muss 
es also darum gehen, beiden Ver-
handlungsagenden Interessen und 
Anziehungspunkte der jeweils ande-
ren hinzuzufügen. 
Die Schwierigkeiten der Europäi-
schen Union, Zugeständnisse zu 
machen, um ein Freihandelsab-
kommen mit dem MERCOSUR zu 
erreichen, rückt den Widerspruch 
zwischen den tatsächlichen Fähig-
keiten der EU und den Erwartungen 
an ihr internationales Handeln in 
den Mittelpunkt der Diskussion (Ya-
kemtchouck 2005, Stuhldreher 
2002). Diese Frage ist Teil einer 
weiter gefassten Analyse, die davon 
ausgeht, dass die Union auf interna-
tionaler Ebene nicht immer eine ih-
rem wirtschaftlichen Potential und 
ihrer weltwirtschaftlichen Bedeu-
tung entsprechende politische Rolle 
gespielt hat. „Oft war die europäi-
sche Außenpolitik nur deklaratorisch 
und bezog sich auf den kleinsten 
gemeinsamen Nenner“, stellt Ro-
main Yakemtchouk fest (Yakemt-
chouck 2005: 471). So haben sich 
die Bestrebungen der Europäer, „ih-
re Stimme in den internationalen 
Angelegenheiten als andersartige 
Entität einzubringen, die entschlos-
sen ist, auf ein besseres internatio-
nales Gleichgewicht hinzuarbeiten“ 
(Yakemtchouck 2005: 471), nie auf 
einstimmige und vollständige Weise 
konkretisieren können. 
Trotzdem ist die Europäische Union 
dazu in der Lage, im internationalen 
Rahmen eine Führungsrolle einzu-
nehmen und im Bereich der globa-
len Wirtschaftspolitik als effizienter 
Akteur aufzutreten, was für uns in 
Bezug auf die Beziehungen zwi-
schen ihr und Lateinamerika von In-
teresse ist. Wie Amalia Stuhldreher 
aufzeigt, „bildet die gemeinsame 
Handelspolitik ohne jeden Zweifel 
den eigentlichen Kern der Außenpo-
litik der EU, weil in diesem Bereich 
die nötigen politischen und rechtli-
chen Voraussetzungen gegeben 
sind, die zur Herausbildung einer 
gemeinsamen Identität befähigen 
(...). Dessen ungeachtet kommt die 
allgemeine Anerkennung der Prä-
senz der EU im wirtschaftlichen Be-
reich nicht automatisch einer positi-
ven Wertung gleich.“ (Stuhldreher 
2002: 92) Und oft hat sich die EU, 
entweder allein oder in Verbindung 
mit anderen großen Wirtschafts-
mächten, wegen ihres ausgepräg-
ten Protektionismus in einen Faktor 
verwandelt, der die internationalen 
Wirtschaftsverhandlungen behin-
dert. 
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Die Heterogenität der euro-
päischen Annäherungen an 
Lateinamerika 
Die von der EU betriebene Differen-
zierung ihrer Beziehungen zu La-
teinamerika stellt einen weiteren 
wichtigen Aspekt dar. Wie aufge-
zeigt worden ist, hat die EU in Be-
zug auf diese Region verschiedene 
und nicht homogene Strategien an-
gewandt (Sukup 2005). Ursache 
dafür ist einerseits, dass nicht alle 
europäischen Länder in Lateiname-
rika gleichgerichtete oder ähnliche 
Interessen haben, und andererseits, 
dass die EU nicht für alle latein-
amerikanischen Länder gleich wich-
tig ist. Die EU ist nur für den 
MERCOSUR, die Andengemein-
schaft und Chile der wichtigste 
Handelspartner, während die übri-
gen Länder fest mit den USA ver-
bunden bleiben. Nichtsdestotrotz 
haben erstere einen Anteil von über 
50% am BIP Lateinamerikas. Ange-
sichts dieser Tatsachen ist die Frage 
zu stellen, warum die Verhandlun-
gen über ein Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und dem MERCO-
SUR bisher nicht erfolgreich abge-
schlossen werden konnten. 
Diesbezüglich muss berücksichtigt 
werden, dass einem politischen  
Element nicht in genügendem Maße 
Rechnung getragen worden ist: 
dem Wechsel südamerikanischer 
Regierungen, der auch eine Abkehr 
von der kantianischen Betrach-
tungsweise der internationalen Be-
ziehungen hin zu einer realistische-
ren und nationalistischeren Politik 
einschloss. Dies führte zur Heraus-
bildung von Machtpolitiken, die im 
Rahmen der internationalen Ver-
handlungen in härteren Positionen 
zum Ausdruck kamen. Auf allen drei 
Ebenen, über die die Wirtschafts-
verhandlungen des MERCOSUR lie-
fen, war dieser Umstand bemerk-
bar, weshalb er nicht als ein rein zu-
fälliges Phänomen angesehen wer-
den sollte (Bernal-Meza 2004a, 
2004b, 2005b). 
Die Abkehr von der in den latein-
amerikanischen Ländern ange-
wandten neoliberalen Politik im An-
schluss an die katastrophalen Er-
fahrungen der 90er Jahre ist ein 
weiterer Aspekt, der größte Beach-
tung verdient. Die Übereinstim-
mung im Rahmen der neoliberalen 
und stark handelsorientierten Poli-
tik, die zu Beginn der 90er Jahre zur 
Schaffung des MERCOSUR beitrug 
(Bernal-Meza 2000), bestand am 
Ende des Jahrzehnts bereits nicht 
mehr. Ein tragfähigerer Neubeginn 
setzt ohne Zweifel eine Änderung 
des Integrationsmodells voraus (Bi-
deleux 2005, Sukup 2005). 
Ein Erklärungsversuch, warum das 
Ziel der strategischen Partnerschaft 
nicht erreicht worden und ein rhe-
torischer Anspruch geblieben ist, 
muss berücksichtigen, dass die 
Volkswirtschaften Lateinamerikas 
sehr heterogen sind. Die großen 
Unterschiede zwischen Mexiko und 
Zentralamerika mit ihren in immer 
größerem Maße von den USA ab-
sorbierten Wirtschaften, dem 
MERCOSUR und der Andengemein-
schaft machen die Notwendigkeit 
differenzierter Kooperationsstrate-
gien deutlich, die den bestehenden 
Asymmetrien – selbst innerhalb des 
MERCOSUR – mit großer Sorgfalt 
Rechnung tragen. 
Die Übereinstim-
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Die geteilten Verantwortlich-
keiten 
Die Überwindung der pessimisti-
schen Wahrnehmung erfordert ge-
teilte Verantwortlichkeiten. Latein-
amerika sollte seine Prioritäten  
überprüfen und die EU wieder ins 
Zentrum seiner internationalen In-
teressen rücken, ohne dabei die ei-
gene Region und andere wesentli-
chen Akteure wie Nordamerika und 
Asien zu vergessen. Lateinamerika 
müsste überlegen, wie weit es dazu 
bereit ist, auf dem Weg der Vertie-
fung der strategischen Partnerschaft 
voranzuschreiten und dafür Zuge-
ständnisse zu machen, die nicht 
seine wirtschaftliche Entwicklung 
betreffen, aber in Zukunft über die-
se Partnerschaft seine Einbindung 
ins internationale System verbes-
sern. Dies würde voraussetzen, 
dass in außenpolitische Initiativen 
investiert wird und auf allen Gebie-
ten neue Kooperationsmöglichkei-
ten vorgeschlagen und vertieft wer-
den, ohne dass diese auf Fortschrit-
te bei handelspolitischen Fragen be-
schränkt bleiben. Unter Bezugnah-
me auf Sberro verweist der öster-
reichische Kollege Viktor Sukup 
darauf, dass die Verbesserung der 
Wirtschafts- und Handelsbeziehun-
gen für sich allein gewiss nicht kriti-
sierbar ist. Eine neue strategische 
Partnerschaft aber ausschließlich 
auf Fortschritte in diesem Bereich 
zu stützen, ist mit Sicherheit ein 
doppelter taktischer Fehler. Europa 
setzt seine Trümpfe nicht ein und 
verrät damit seine eigene Identität. 
Besteht die Besonderheit der euro-
päischen Erfahrung nicht gerade 
darin, die Betonung auf das im we-
sentlichen politische Ziel jeglicher 
wirtschaftlicher Annäherung gelegt 
und vor allem die Notwendigkeit 
dieses klar definierten politischen 
Zieles für den Erfolg einer sowohl 
politischen als auch wirtschaftlichen 
Annäherung betont zu haben? Um 
dies zu erreichen, haben die Euro-
päer unter sich auf Mechanismen 
zurückgegriffen, die erfolgreich wa-
ren: die Schaffung starker Instituti-
onen und die Berücksichtigung der 
ökonomischen Disparitäten  zwi-
schen den Mitgliedern der Union. 
Kein einziges dieser in der europäi-
schen Erfahrung so wichtigen Ele-
mente findet sich in der neuen stra-
tegischen Partnerschaft mit Latein-
amerika (Sukup 2005). 
Andererseits wäre es falsch zu 
glauben, das Fehlen eines Projektes 
zur Einrichtung einer europäisch-
lateinamerikanischen Freihandels-
zone – vorausgesetzt, dies wäre ein 
wünschenswertes und realistisches 
Ziel, was äußerst zweifelhaft 
scheint, solange die ausgeprägte 
strukturelle Asymmetrie fortbesteht 
– liege ausschließlich in der Verant-
wortung der Europäischen Union. 
„Bisweilen scheint sich das Enga-
gement der lateinamerikanischen 
Länder für den Freihandel abzu-
schwächen. Es wird viel darüber ge-
sprochen, den Markt der Gegenseite 
zu öffnen, aber man vergisst dabei, 
die Notwendigkeit eines wirklich ge-
genseitigen und ausgeglichenen 
Prozesses zu betonen“ (van Klave-
ren 2003: 64), schrieb der ehema-
lige chilenische Botschafter bei der 
EU und heutige Vizeaußenminister. 
Die Europäische Union muss ihrer-
seits verstehen, dass kein Integrati-
onsprojekt, wie erfolgreich es auch 
immer sein mag, langfristig im Kon-
text einer stets fortschreitenden 
Globalisierung Bestand haben wird 
und dass die Wahrnehmung ihrer 
globalen Interessen ein positives in-
ternationales Umfeld erfordert, das 
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sich andere Regionen daran beteili-
gen. Lateinamerika eröffnet der Eu-
ropäischen Union ein Szenario, das 
für die internationale politische Zu-
sammenarbeit mit den Entwick-
lungsregionen am wenigsten strit-
tige Fragen aufweist. 
Handlungsoptionen 
Wie kann die Situation verändert 
werden, damit das Interesse der EU 
zunimmt und die strategische Part-
nerschaft verwirklicht werden kann? 
Erstens wird das Interesse an La-
teinamerika nicht zunehmen, wenn 
die Region weiterhin auf globaler 
Ebene irrelevant bleibt. Die Erwei-
terung der EU um osteuropäische 
Länder mit geringen Verbindungen 
zu Lateinamerika, die 2004 erfolgte 
und sich 2007 oder 2008 mit dem 
Beitritt Rumäniens und Bulgariens 
fortsetzen wird, kann das Interesse 
nur schmälern, ganz abgesehen 
davon, dass die neuen Mitgliedslän-
der wirtschaftliche Strukturen auf-
weisen, die mit Lateinamerika in 
Konkurrenz stehen: Landwirtschaft 
und personalintensive Industrie-
zweige mit niedrigem technologi-
schen Niveau. Deshalb muss unbe-
dingt versucht werden, dieses 
Grundproblem zu lösen. 
Die Länder Lateinamerikas haben 
darauf verzichtet, sich über den 
Weg der „weltweiten Unsicherheit“ 
in interessante bzw. Besorgnis erre-
gende Akteure des internationalen 
Systems zu verwandeln, beispiels-
weise durch eine fortdauernde Ein-
haltung des Vertrages von Tlate-
lolco über die nukleare Proliferation 
und indem der MERCOSUR sein 
subregionales Umfeld in eine „Frie-
denszone“ verwandelte, weit ent-
fernt von Terrorismus und sicher-
heitspolitisch bedenklichen Kon-
frontationen. Es liegt im Interesse 
derjenigen Mächte, die für das Er-
reichen ihrer Ziele auf globale Sta-
bilität angewiesen sind, Lateiname-
rika nicht dafür zu bestrafen, dass 
es eine „Zone des Friedens“ ist, 
sondern diese Region im Gegenteil 
durch Zusammenarbeit zu festigen. 
Lateinamerika sollte international 
aufgewertet werden. Dies würde 
mit dem Abschluss eines Handels-
vertrages zwischen der Europäi-
schen Union und dem MERCOSUR 
erreicht werden, der zu einem spä-
teren Zeitpunkt auf die Südameri-
kanische Gemeinschaft der Natio-
nen ausgedehnt werden könnte. Da 
die EU bereits über Freihandelsab-
kommen mit Chile und Mexiko ver-
fügt, würde der Abschluss eines sol-
chen Abkommens mit dem 
MERCOSUR zur Einbindung der 
wichtigsten lateinamerikanischen 
Volkswirtschaften führen. Dies wäre 
außerdem ein Anreiz für die Süd-
amerikanische Gemeinschaft der 
Nationen, ihrem Ziel einer Erweite-
rung des MERCOSUR näher zu 
kommen. Allerdings muss nach-
drücklich betont werden, dass der-
artige Abkommen auf die beste-
henden ausgeprägten Asymmetrien 
zwischen beiden Regionen und in-
nerhalb Lateinamerikas Rücksicht 
nehmen und ausgeglichen sein 
müssen, um langfristig erfolgreich 
zu sein. 
Zweitens sollte versucht werden, 
über den ausschließlich auf han-
delspolitische Fragen fokussierten 
Rahmen hinauszugehen und den 
politischen Dialog sowie eine um-
fassende Kooperation im wirtschaft-
lichen, finanziellen, sozialen, kultu-
rellen, wissenschaftlichen und tech-
nologischen Bereich voranzutreiben. 
Drittens wäre es im jetzigen Au-
genblick, bei der Ausarbeitung der 
Agenda des Gipfels von Lima 
(2008), vielleicht das Beste, we-
Es liegt im Inte-
resse derjenigen 
Mächte, die für 
das Erreichen ih-
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nige, aber konkrete Maßnahmen 
voranzutreiben, die es erlauben 
würden, das gegenseitige Vertrauen 
und die Hoffnungen auf der Grund-
lage der drei Säulen wiederherzu-
stellen, die sich in den Abkommen 
zwischen der EU und Chile als wirk-
sam erwiesen haben (vgl. Blanc 
Altemir 2005): „Die Gegenseitigkeit, 
das gemeinsame Interesse und die 
Vertiefung der Beziehungen in all 
ihren Anwendungsbereichen“6. Ein 
regelmäßiger politisch-institutionel-
ler Dialog (über Fragen der Außen- 
und Sicherheitspolitik sowie der 
Terrorismusbekämpfung), Zusam-
menarbeit im Bereich der Men-
schenrechte, der sozialen Rechte 
sowie auf wirtschaftlicher und un-
ternehmerischer Ebene (Stärkung 
und Förderung der Demokratie und 
der sozialen Entwicklung, der wirt-
schaftlichen Entwicklung und des 
Umweltschutzes) und wechselsei-
tige Liberalisierung des Handels – 
dies ist der richtige Weg. 
Schlussfolgerungen 
Der Optimismus, den die Europäi-
sche Union bei ihrer Beurteilung der 
Zukunft der strategischen Partner-
schaft mit Lateinamerika an den 
Tag legt, steht im Gegensatz zum 
Pessimismus, der sich in Latein-
amerika und besonders in den 
wichtigsten Ländern des MERCO-
SUR bemerkbar macht. Das euro-
päische Engagement für die Region 
kommt nicht in konkreten Hand-
lungen zum Ausdruck, die als un-
missverständliche Zeichen des eu-
ropäischen Willens zu verstehen 
wären, die Beziehungen mit Latein-
amerika zu vertiefen. Ursachen da-
für sind sowohl die Schwierigkeiten 
der lateinamerikanischen Länder, 
ihre außenpolitischen Positionen 
                                                     
6  Artikel 2 des Assoziationsabkommens 
zwischen Chile und der EU. 
aufeinander abzustimmen, als auch 
die Probleme der EU, ihre gemein-
same Agrarpolitik mit einer ebenso 
gemeinsamen Außenpolitik zu ver-
binden. 
Eine strategische Partnerschaft, die 
alle Länder beider Regionen um-
fasst, ist wenig realistisch und eher 
ein rhetorisches Ziel, auch wenn 
kein lateinamerikanisches Land au-
ßerhalb der bilateralen Beziehungen 
und der vorteilhaften Perspektiven, 
die diese in Zukunft bieten können, 
bleiben sollte (Sukup 2005). 
Ein zentraler Punkt ist offensichtlich, 
dass der MERCOSUR als Ausdruck 
eines gemeinsamen lateinamerika-
nischen Willens seine Aufmerksam-
keit – aus der gerechtfertigten Not-
wendigkeit heraus, die wirtschaftli-
che Entwicklung über den Weg ei-
ner Ausdehnung des Außenhandels 
voranzutreiben – hauptsächlich auf 
den Abschluss eines Freihandels-
vertrages gerichtet hat. Dieser ist 
aber vielleicht weder der Ausgangs- 
noch der Endpunkt für die Verstär-
kung der Verbindungen mit der Eu-
ropäischen Union. Der Weg muss 
über die Suche nach einem Kon-
sens und nach gemeinsamen Stra-
tegien führen, die die derzeitigen 
Strukturen der Beziehungen zwi-
schen beiden Blöcken auf der 
Grundlage neuer internationaler Po-
sitionierungen und der Modifizie-
rung der wechselseitigen Interessen 
aneinander verändern können. 
Die EU sollte es in Zukunft vermei-
den, falsche Zeichen auszusenden 
und so zu tun, als ob die Verhand-
lungen in Kürze auf derselben 
Grundlage wieder aufgenommen 
werden können, die bisher nicht 
zum Erfolg geführt hat. Das theore-
tische Ziel des Freihandels ent-
spricht weder den Realitäten noch 
den tatsächlichen Interessen beider 
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die Region kommt 
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Ausdruck, die als 
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Seiten. Die EU akzeptiert den Frei-
handel im Agrarsektor nicht, und es 
ist zweifelhaft, ob sie dies langfristig 
tun wird. Es ist jedoch kontrapro-
duktiv, auf der Basis unrealistischer 
Zielsetzungen zu verhandeln. 
Die Länder des MERCOSUR wün-
schen ihrerseits aus guten und we-
niger guten Gründen nicht, Europa 
das zuzugestehen, was von dort für 
den Bereich der Industrieerzeug-
nisse, der Dienstleistungen, der In-
vestitionen, der öffentlichen Märkte 
und der Transporte als Gegenleis-
tung eingefordert wird. Viele fragen 
sich, von welchem Interesse denn 
die Wiederaufnahme von Ver-
handlungen sein kann, deren Er-
gebnisse für beide Seiten katastro-
phal zu werden drohen und die aus-
schließlich einigen Kolossen der In-
dustrie, des Nahrungsmittelsektors 
und des Handels zugute kämen. Es 
wäre besser, sich einige Zeit zum 
Nachdenken zu nehmen und ver-
nünftige und realistische Zielset-
zungen zu definieren, deren Umset-
zung auf beiden Seiten einem politi-
schen Konsens entspräche. Gewiss 
muss man nicht Historiker sein, um 
zu wissen, dass es nicht die Predigt 
des Freihandels war, der die heute 
industrialisierten Länder ihre Ent-
wicklung zu verdanken haben, son-
dern der Rückgriff auf eine ausge-
prägt protektionistische Politik (Su-
kup 2005). 
Andererseits fehlt der Europäischen 
Union ein solider politischer Wille, 
sich in einen global player zu ver-
wandeln, der entscheidend auf die 
Weiterentwicklung der internatio-
nalen Agenden Einfluss nehmen 
kann. Die Führungskrise ist offen-
sichtlich und drückt sich in ihrer ex-
ternen Dimension besonders in den 
Spannungen bezüglich den ge-
genüber Nordamerika eingenom-
menen Positionen aus. Unter Um-
ständen könnte die Vertiefung der 
Verbindungen mit Lateinamerika 
und dem MERCOSUR hin zu einer 
wirklichen strategischen Partner-
schaft einen Beitrag dazu leisten, 
die Rolle der EU in der derzeitigen 
Weltordnung zu verändern. 
Die Strategie führt hier über die 
Gestaltung einer „Arbeitsagenda“, 
die aus den bilateralen Verbindun-
gen eine Ergänzung zu den jeweili-
gen internationalen Strategien und 
zur westlichen Führungsrolle macht, 
um die globalen Verhandlungen – in 
denen beide Regionen in langfristi-
ger Sicht ähnliche Werte, Prinzipien 
und Interessen vertreten – auf allen 
Ebenen voranzutreiben und so die 
Lebensqualität der Bevölkerung zu 
sichern. 
Wie können die Beziehungen so 
verändert werden, dass die wirt-
schaftlichen Aspekte positiver als 
bisher besetzt und andere entschei-
dende Aspekte ihrer Wichtigkeit 
entsprechend behandelt werden? 
Dazu müssen verschiedene Ele-
mente in Betracht gezogen werden, 
unter ihnen die folgenden: 
1. Der Wille verschiedener Länder, 
den politischen Dialog sowie die 
Wirtschafts- und Handelsbezie-
hungen zwischen den beiden Re-
gionen zu vertiefen. Die anläss-
lich des Wiener Gipfels geäußer-
ten Sorgen könnten hierzu einen 
entscheidenden Anstoß geben – 
was frühere Impulse, unter ihnen 
diejenigen, die seit 1990 von 
Spanien und Portugal ausgingen, 
nicht erreicht haben (vielleicht 
mit Ausnahme der Madrider Ver-
träge von 1995). 
2. Wiederaufnahme der handels-
politischen Verhandlungen zwi-
schen beiden Blöcken auf der 
Basis einer neuen und ganz an-
Viele fragen sich, 
von welchem In-
teresse denn die 
Wieder-aufnahme 
von Verhandlun-
gen sein kann, de-
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deren Perspektive, die der 
grundlegenden Tatsache der be-
stehenden strukturellen Asym-
metrien Rechnung trägt. 
3. Ergreifen konkreter Maßnahmen, 
damit die „strategische Partner-
schaft“ zwischen beiden Regio-
nen nicht eine rhetorische Floskel 
bleibt. Dafür ist es entscheidend, 
eine beschränkte Anzahl von 
Themen auszuwählen, die objek-
tiv gesehen Erfolg versprechend 
sind. 
4. Berücksichtigung der Tatsache, 
dass die lateinamerikanische 
Wirklichkeit angesichts der ver-
schiedenen (Unter)Entwicklungs-
stufen der verschiedenen Länder 
und der großen Unterschiede 
zwischen ihnen sehr komplex ist. 
Daher ist die Formulierung dif-
ferenzierter und kombinierter 
Kooperationsstrategien erforder-
lich, die auch die innerhalb der 
Region bestehenden Asymmet-
rien berücksichtigen. 
5. Bei der Verhandlung und Unter-
zeichnung präferenzieller Han-
delsverträge mit anderen Ak-
teuren müsste die EU versuchen, 
die möglichen diskriminierenden 
Auswirkungen auf Lateinamerika 
und besonders auf den MERCO-
SUR zu minimieren. 
6. Die EU wird verstehen und ak-
zeptieren müssen, dass der 
MERCOSUR nicht dazu bereit ist, 
in sensiblen und umstrittenen 
Bereichen wie den öffentlichen 
Märkten und Dienstleistungen 
oder den Investitionen Zuge-
ständnisse ohne entsprechende 
Gegenleistungen im Agrarbereich 
zu machen, wo der MERCOSUR 
ein erhebliches Wachstumspo-
tential aufweist. Die Länder des 
MERCOSUR sollten sich ihrerseits 
bewusster werden, dass solche 
Gegenleistungen den europäi-
schen Agrarinteressen nur mit 
Schwierigkeiten auferlegt werden 
können und dass ihre eigene Be-
tonung der Agrarexporte viel-
leicht einige Diskussionen ver-
dienen würde, sowohl vom öko-
logischen wie auch vom sozialen 
Standpunkt aus gesehen. 
7. Wie sie es in Hong Kong ange-
kündigt hat, sollte die EU darauf 
verzichten, ausländische Märkte 
zu erobern, indem sie ihre Fi-
nanzkraft für hohe Exportsub-
ventionen aufwendet, die dritte 
Märkte zum Nachteil der „natürli-
chen“ Exportländer wie Argenti-
nien und Brasilien verzerren. Im 
Bereich der Landwirtschaft ist der 
Handel nur ein Element einer viel 
größeren Realität, die für die Zu-
kunft aller Länder und der 
Menschheit ganz offensichtlich vi-
tal ist. Jedes Land oder jede Län-
dergruppe sollte sich die Frage 
stellen, welche Stufe der Selbst-
versorgung sie im Bereich der 
Lebensmittel behalten möchte. 
Auch für Brasilien und sogar für 
Argentinien besteht die ent-
scheidende Frage darin, ob es 
mehr nützt, die Agrarexporte zu 
steigern oder sich auf die natio-
nalen Bedürfnisse zu konzent-
rieren. Die Steigerung der Ex-
porte kann natürlich eine sehr 
gute Sache sein; sie um jeden 
Preis und ohne Rücksicht auf so-
ziale und ökologische Aspekte zu 
maximieren, kann sich aber  
ebenso als falsch erweisen, wenn 
die Strategien nicht aus einer 
ganzheitlichen Entwicklungsper-
spektive heraus revidiert werden. 
Dennoch muss mit Realitätssinn 
gearbeitet werden. Die Anzahl 
exportfähiger Produkte ist in den 
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8. Die praktische Funktionsweise 
der biregionalen Handelsbezie-
hung muss ernsthaft diskutiert 
werden. Beispielsweise ist fest-
zustellen, dass die brasilianischen 
Exporte in die übrigen Länder La-
teinamerikas und sogar nach 
Nordamerika einen wesentlich 
höheren Prozentsatz an hoch-
wertigen Industriegütern aufwei-
sen als die Exporte in die Euro-
päische Union. Dies hängt einer-
seits mit den Strategien der mul-
tinationalen Unternehmen zu-
sammen, liegt aber auch an an-
deren Faktoren, die identifiziert 
und modifiziert werden müssen. 
Nur eine ausgeglichenere bilate-
rale Beziehung könnte ein Ab-
kommen, das zum Ziel hat, in 
nicht allzu ferner Zukunft eine 
Freihandelsbeziehung aufzu-
bauen, durchführbar und wün-
schenswert machen. Zu prüfen 
bleibt allerdings, ob Fortschritte 
in Richtung dieses Ziels oder die 
Förderung ausländischer Investi-
tionen ohne angemessene Be-
schränkungen nicht in vielen Fäl-
len im Widerspruch zu anderen 
proklamierten Zielsetzungen wie 
dem größeren sozialen Zu-
sammenhalt und der nachhalti-
gen Entwicklung stehen. 
Zusammengefasst müssen wir also 
neue Vorschläge ausarbeiten, die es 
erlauben, eine überschaubare  
Agenda zu entwerfen, die auf der 
Grundlage der Resultate des Wiener 
Gipfels umgesetzt werden kann. 
Darüber hinaus muss berücksichtigt 
werden, dass nach dem Ende des 
Kalten Krieges eine der Charakte-
ristiken der neuen Wirtschaftsdip-
lomatie darin besteht, dass sie sel-
ten ein linearer Prozess ist, sondern 
dass sich gleichzeitig und auf län-
gere Sicht verschiedene Etappen 
ergeben können (Bayne/Woolcook 
2003). Außerdem zeigt sich, dass 
im Fall der entwickelten Länder an-
dere Gründe und externe Interes-
sen vorhanden sein können, die 
sich auf die Dynamik der Wirt-
schaftsverhandlungen auswirken, 
auch wenn sie nicht dominierend 
sind. Trotzdem müssen wir unsere 
Aufmerksamkeit auf die Verant-
wortlichkeiten richten. Wie die Eu-
ropäische Kommission selbst in ih-
rer weiter oben erwähnten Stel-
lungnahme unterstrichen hat, of-
fenbart die gegenwärtige Lage La-
teinamerikas Risiken, die nicht nur 
die Zukunft der Beziehungen zwi-
schen beiden Regionen, sondern 
auch die politische, soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung Lateiname-
rikas beeinträchtigen können. In 
dieser Situation sollte sich die Euro-
päische Union aufgrund ihres Ge-
wichts in Lateinamerika und ihrer 
wirtschaftlichen, diplomatischen, 
kulturellen und finanziellen Verbin-
dungen mit der Region stärker als 
bisher darum bemühen, neue Wege 
zu finden, um die Handlungsspiel-
räume zu vergrößern. Die offen-
sichtliche wirtschaftliche Komple-
mentarität, die kulturelle Nähe und 
zahlreiche Übereinstimmungen in 
internationalen politischen Fragen 
könnten genutzt werden, um jene 
seit dem Gipfel von Rio verkündete 
„strategische Partnerschaft“ aus ei-
ner wenig überzeugenden Rhetorik 
in eine konstruktivere, ausgegliche-
nere und für beide Seiten befriedi-
gendere Realität zu verwandeln. 
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